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Rutschmadame

Werbraucht
schonFerien?
Daunenjacke einpacken oder
reichen Trägershirts? Und die
Schuhe! Sandalen oder Stiefel?
Tabletten gegen Magenge-
schichten und Allergien, Nasen-
spray, Verbandszeug. Da fehlt
doch was! Apotheken, gibt es
das dort? Und die Bücher.
Lesen wir, wenn es anderes zu
tun gibt? Gibt es dort zu tun?
Und die Betten in der Fremde.
Was, wenn die Matratzen
durchhängen oder hart sind wie
Stein? Überhaupt: Sauberkeit!
Haare im Bad, klebrige Küchen-
ablage. Igitt! Und Viecher!
Spinnen, Skorpione, Peter-
männchen! Zuhause alles
organisiert? Wer giesst die
Pflanzen? Wer leert den Brief-
kasten? Was, wenn es brennt?
Ein Einbrecher kommt?

Der Bündelitag rückt näher.
Und mit ihm die Sommerferien.
Womöglich Coronapocken-
Ausbrüche. Ganz sicher aber:
Staus. Die Warterei auf den
Flughäfen, sofern noch Flüge
abheben und nicht alle wegen
Personalmangels eingestellt
werden. Noch schlimmer: eine
Panne während des Flugs.
Notlandung. Das Gepäck:
verschollen! Hätten wir das
Necessaire, das heute aus
unerfindlichen Gründen Kultur-
beutel heisst, ins Handgepäck
genommen. Der Shuttle wartet.
Weit und breit kein Schild mit
dem eigenen Namen. Was tun
wir hier? Es regnet und ist kalt.
Blödes Klima! Nächstes Mal:
Island, da ist es wenigstens
immer kalt. Heimweh.

Wie schön es war, Mitte Juni in
Basel, als wir uns wunderbar
aufregen konnten über die
bepflanzten Stadtbrunnen. Die
Glanzidee, Wasser durch Salat
zu ersetzen, kam von StadtKon-
zeptBasel. StadtKonzept – wie
bitte? Pro Innerstadt war ges-
tern, ausgedient, neuer Name,
neue Ideen. Beides ein Schuss
in den Ofen, egal, es gibt
Schlimmeres! Die Kinder auf
dem Rücksitz. Wann sind wir
da? Ich muss aufs Klo! Ich habe
Hunger! Haltet den Mund,
andere fahren gar nicht weg!
Wahrscheinlich haben sie recht.
Sommerferien, das bedeutet
Stress. Vorher, während – und
danach, wenn wir das Souvenir-
Gerümpel entsorgen und
feststellen müssen, dass das
Super-Feriengetränk zu Hause
wie Seifenwasser schmeckt.

Was tun? Daheimbleiben? Gute
Idee! Wenn es so weitergeht mit
den Flugstreichungen ist es
auch schön still über Basel. In
Basel sowieso. Und nach dem
vorzeitigen Abbruch des Salat-
Brunnen-Projekts gibt es keinen
Grund mehr, eine Revolution
anzuzetteln. Was braucht der
Mensch zwingend, wenn er sich
erholen will? Ruhe! Und Vor-
freude. Auf die nächste Reise.

Martina Rutschmann

«Kä Luscht» auf ein Fiasko
Der Münchensteiner Souverän verlangt eine höhere Mehrwertabgabe. Trotz verschiedener politischer Gefahren.

Fabian Schwarzenbach

Münchenstein ging mit «sei-
ner» Mehrwertabgabe schweiz-
weit voran. Die Gemeinde er-
kämpfte sich vor Bundesgericht
die Möglichkeit, Eigentümerin-
nen und Eigentümer zusätzlich
zur Kasse zu bitten, wenn deren
Areale zu Bauland auf- oder um-
gezont werden. Damit zwang sie
den Kanton, eine entsprechende
Gesetzesgrundlage zu erarbei-
ten.

An der Gemeindeversamm-
lung am Donnerstag forderten
die Grünen nun eine Erhöhung
der Mehrwertabgabe von bisher
25 auf 50 Prozent. Der Gemein-
derat wollte dieses Anliegen
nicht entgegennehmen. Zum
einen stellten sich formale Fra-
gen. Andererseits will die Exe-
kutive das neue kantonale Ge-
setz abwarten.

Kathrin Hasler (Grüne) voll-
zog einen politischen Salto: Als
Vizepräsidentin der Gemeinde-
kommission musste sie deren
einstimmige Nein-Empfehlung
vertreten. Keine 30 Sekunden
später argumentierte sie als An-
tragsstellerin für das Ja – mit
mehr Überzeugung.

Sie beschwichtigte, wenn
das kantonale Gesetz komme,
könne man die gemeindeeige-
nen Regelungen wieder anpas-
sen, und bekam Schützenhilfe
von Veronica Münger (SP): «Der
kantonale Gesetzesvorschlag
wird der schwachen Vorlage des
Regierungsrats entsprechen.»
Sie ergänzte: «Wir müssen auf
der Einnahmenseite etwas be-
wegen.» Denn es wollten alle in
Münchenstein bauen.

«Dannstehenwirmit ganz
abgesägtenHosenda»
Auf linker Seite wurde moniert,
dass mehrere Quartierpläne
durchgehen würden, bis der

KantoneinGesetzvorlegenwür-
de. Dem widersprach Gemein-
derat Daniel Altermatt (GLP).
«Es gibt nur ein mögliches Pro-
jekt, und das gehört uns selber.»
Sprich: Dort gäbe es ein Null-
summenspiel.

Altermatt erinnerte aber
noch an etwas anderes: «In der
ursprünglichen Vorlage hat der
Gemeinderat eine Abgabe von
40 Prozent vorgeschlagen.» Der
Souverän schraubte diese dann
auf 25 Prozent runter. Entweder
drohe erneut ein solches Szena-
rio oder die Vorlage werde sogar
ganz abgeschmettert. «Und

dann stehen wir mit ganz abge-
sägten Hosen da», warnte er.

Landrat Adil Koller (SP) wi-
dersprach: «Wir müssen ma-
chen, machen, machen! Es tönt
für mich, als hätte der Gemein-
derat ‹kä Luscht›.» Altermatt
entgegnete: Der Gemeinderat
habe «tatsächlich kä Luscht»,
dass die Mehrwertabgaben-Vor-
lage wegen überrissener Forde-
rungen ein Fiasko erleide.

Beistand, wenngleich nicht
ganz nach seinem Gusto, bekam
Altermatt vom Präsidenten der
Geschäftsprüfungskommission
Henjo Göppert: «Ich traue dem

Gemeinderat zu, eine gute Vor-
lage vorzulegen.» Dem schloss
sich die Versammlung an und
überwies den Auftrag der Grü-
nen der Exekutive.

Mit dem anderen Antrag der
Grünen rannten sie beim Ge-
meinderat offene Türen ein.
Eine Quartierplanungskommis-
sion soll geschaffen werden.

Altermatt berichtete, dass
die Exekutive die Gelegenheit
wahrgenommen habe, alle
Kommissionen unter die Lupe
zu nehmen und neu aufzustel-
len. So werde jetzt eine Vorlage
erarbeitet, die eine bessere und

rechtlich sauber abgestützte
Arbeit der verschiedenen Kom-
missionen im Baubereich er-
möglicht.

Erfreulich sehen auch Mün-
chensteins Zahlen aus. Statt
eines budgetierten Minus von
3,6 Millionen Franken erwirt-
schaftete die Birsgemeinde
800 000 Franken plus. Ge-
meinderat Andreas Knörzer
(GLP) führte das auf erste Spar-
massnahmen, weniger Sozial-
hilfebeziehende und gute
Steuererträge zurück. Dies, ob-
wohl Münchenstein die Steuern
2019 leicht senkte.

Das frühere Areal des Läckerli-Huus in Münchenstein gab den Anstoss für die Diskussion um die Mehrwertabgabe. Bild: ken (24.Juni 2022)

Schulräte sollen nur ein bisschen entmachtet werden
Die Baselbieter Bildungskommission will mit einem Kompromiss das neue Führungsmodell für die Schulen retten.

Hans-Martin Jermann

In der Führung der Baselbieter
Sekundarschulen, Gymnasien
undBerufsschulenherrschtheu-
te ein Chrüsimüsi. Die Kompe-
tenzen zwischen Schulleitung,
Schulrat und der kantonalen Bil-
dungsdirektion sind unklar ver-
teilt.EinBeispiel:BeiderAnstel-
lung von Lehrpersonen ent-
scheidet heute die Schulleitung,
wenn es um ein befristetes Ver-
hältnisgeht,hingegenderSchul-
rat bei unbefristeten Verträgen.
Das soll sich ändern: Die Regie-
rungwill imBildungsgesetzope-
rative und strategische Führung
der Schulen konsequent tren-
nen. Im erwähnten Beispiel ist
neualsodieSchulleitungAnstel-
lungsbehörde für Lehrkräfte.

HarscheKritikanderersten
VorlagederRegierung
Die Trennung von operativ
(Schulleitung) und strategisch
(Schulrat) wird im Grundsatz
weitgehend begrüsst. Kontro-

vers diskutiert wird aber, welche
Kompetenzen die Schulräte
künftig haben sollen. Laut der
ursprünglichen Vorlage von Bil-
dungsdirektorin Monica
Gschwind (FDP) wären diese
weitgehendentmachtetworden;
ihre Aufgabe hätte sich auf die
Ausarbeitung und Genehmi-
gung des Schulprogramms be-
schränkt. Nach Kritik in der Ver-
nehmlassung erhielten die
SchulräteeinigeweitereKompe-
tenzen zugesprochen.

Nun hat die landrätliche Bil-
dungs-, Kultur- und Sportkom-
mission (BKSK)nochmalseinge-
griffen und mit Mehrheitsbe-
schluss einen Kompromiss
geschmiedet, wie dem eben pu-
blizierten Bericht zu entnehmen
ist. Demnach hat der Schulrat
nicht nur ein Mitwahlrecht bei
der Anstellung der Schullei-
tungsmitglieder, sondern er
führt auch gemeinsam mit der
zuständigen Dienststelle des
Kantons das Mitarbeitendenge-
spräch (MAG)mitdemSchulrek-

tor durch. Zudem bleibt der
Schulrat niederschwellige Be-
schwerdeinstanz bei sämtlichen
schülerbezogenen Entscheiden
– ausser bei Schulausschlüssen.
Für Letztere ist der Regierungs-
rat zuständig, ebenso wie für
sämtliche Beschwerden, die An-
gestellte der Schulen betreffen.

Generell sollen personal-
rechtliche Entscheide von gros-
ser Tragweite künftig vom Kan-

ton entschieden werden. Dies
würden wohl viele Schulräte, die
eine Laienbehörde seien, als Er-
leichterung sehen, ist Beat Lüt-
hy, Leiter des kantonalen Amts
für Volksschulen, überzeugt.
«Der Schulrat als lokal veran-
kerte Behörde wird gestärkt.»
Zudem betont Lüthy, dass die
Ausarbeitung und Genehmi-
gung des Schulprogramms eine
wichtige Aufgabe sei, die eine
Schule stark präge. Darunter fal-
len etwa Fragen, wie viele und
welche Lager und Schulreisen
durchgeführt werden oder wie
die spezielle Förderung umge-
setzt wird.

StarkeSchulräteauchbei
denPrimarschulen
Im Landrat dürften die Kompe-
tenzen des Schulrats gleichwohl
nochmals kontrovers diskutiert
werden. Eine Minderheit der
BKSKwehrte sichgegenden Be-
deutungsverlust der Schulräte.
Insbesondere wurde hinter-
fragt, ob die unbefristete Anstel-

lung von Lehrkräften als rein
operative Tätigkeit zu sehen sei.

In einer zweiten Vorlage
werden neue Führungsstruktu-
ren geschaffen für die Primar-
stufe und die Musikschulen.
Diese werden im Gegensatz zu
den Sekundarschulen von den
Gemeinden getragen und finan-
ziert. Die BKSK begrüsst, dass
die Gemeinden eine grosse Fle-
xibilität bei der Wahl ihres
Schulführungsmodells erhalten.

Allerdings hat die Kommis-
sion auch hier eine wesentliche
Änderung gegenüber dem Re-
gierungsvorschlag vorgenom-
men: Bei der Führung der Ge-
meindeschulen soll der Schulrat
das Basismodell bleiben. Ge-
meinden, die davon abweichen
und die Verantwortung dem Ge-
meinderat geben möchten,
müssen die entsprechende Än-
derung dem Souverän vorlegen.
Die Regierung hatte demgegen-
über vorgeschlagen, die Primar-
schulengenerelldenGemeinde-
räten zu unterstellen.

«DerSchulrat
als lokal veran-
kerteBehörde
wirdgestärkt.»

BeatLüthy
Leiter Amt für Volksschulen


